
413

BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1952 Ausgegeben am 25. Juli 1952 28. Stück

124. Bundesgesetz: Abänderung und Ergänzung des Bundesgesetzes über die Gerichts- und Justizverwaltungs-
gebühren (GJGebNov. 1952).

1 2 5 . Bundesgesetz: Steueränderungsgesetz 1952.
1 2 6 . Verordnung: Neuerliche Abänderung der Spezialitätenordnung.

1 2 4 . Bundesgesetz vom 10. Juni 1952, wo-
mit das Bundesgesetz über die Gerichts- und
Justizverwaltungsgebühren abgeändert und

ergänzt wird (GJGebNov. 1952).
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Bundesgesetz vom 15. Feber 1950,
BGBl. Nr. 75, über die Gerichts- und Justizver-
waltungsgebühren (GJGebGes.) in der Fassung
des Kartellgesetzes vom 4. Juli 1951, BGBl.
Nr. 173, wird abgeändert wie folgt:

1. § 4 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Durch Verwendung von Gerichtskosten-

marken sind zu entrichten:
a) die festen Gebühren unabhängig von ihrer

Höhe, mit Ausnahme der Gebühren für
die Eintragung in die öffentlichen Register;

b) die Hundert(Tausend)satzgebühren nur bis
zum Betrag von 300 S."

2. § 6 Abs. 1 hat zu lauten:
„{1) Zahlungspflichtig sind, soweit für die ein-

zelnen Verfahrensarten nicht besondere Bestim-
mungen enthalten sind:

1. bei Eingaben und den die Eingaben ver-
tretenden Protokollen die einschreitende Partei;

2. bei Protokollen im Zivilprozeß, Exekutions-
verfahren und im Strafverfahren auf Grund von
Privatanklagen die Parteien je zur Hälfte;

3. bei Protokollen über die erste Tagsatzung
(§ 239 ZPO.), über eine Tagsatzung, bei der ein
Versäumungsurteil nach § 442 Abs. 1 ZPO. be-
antragt wird, und bei Pfändungsprotokollen
(Anmerkung auf dem Pfändungsprotokoll, § 257
EO.) beide Parteien;

4. bei anderen Protokollen derjenige, der die
Amtshandlung veranlaßt hat oder in dessen In-
teresse sie stattfindet;

5. bei Abschriften (Duplikaten), Amtsbestäti-
gungen (Zeugnissen), Grundbuchs- und Register-
auszügen derjenige, der darum ansucht oder in
dessen Interesse diese Schriftstücke ausgestellt
werden;

6. bei gerichtlichen Vergleichen die vertrag-
schließenden Parteien ohne Rücksicht auf ent-
gegenstehende Vereinbarungen;

7. bei anderen Amtshandlungen derjenige, der
die Amtshandlung veranlaßt hat oder in dessen
Interesse sie stattfindet."

3. § 20 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) In den Fällen des § 70 Abs. 1 ZPO. sowie

bei persönlicher Gebührenfreiheit aus anderen
Gründen ist der gebührenpflichtige Gegner zum
Ersatz der Gerichtsgebühren, die die gebühren-
befreite Partei zu entrichten gehabt hätte, nur
verpflichtet, soweit ihm die Kosten des Rechts-
streites auferlegt sind oder soweit er die Kosten
durch Vergleich übernommen hat. Im Zweifel ist
die Hälfte der Gebühr einzuheben. Die Bestim-
mungen der Abs. 4 bis 6 des § 19 sind sinngemäß
anzuwenden."

4. Die Überschrift zu § 24 hat zu lauten:

„II. Zahlungspflicht."

5. § 24 Abs. 2 und 3 haben zu lauten:
„(2) Für die Entrichtung der Pauschalgebühr

für das Konkursverfahren sind ferner zahlungs-
pflichtig:

1. in den Fällen der Tarifpost 7 lit. a Z. 1 nach
Beendigung des Konkurses der Gemeinschuldner;

2. im Falle des Zwangsausgleiches die Personen,
welche die Haftung für die Verbindlichkeiten
des Gemeinschuldners übernommen haben;

3. in allen Fällen nach Beendigung des Kon-
kurses der Masseverwalter, wenn ihm hinsicht-
lich der Pauschalgebühr ein Verschulden an einer
Gebührenverkürzung zur Last fällt.

. (3) Für die Entrichtung der Pauschalgebühr für
das Ausgleichsverfahren sind ferner die Personen,
die im Ausgleich eine Haftung für die Verbind-
lichkeiten des Schuldners übernommen haben,
zahlungspflichtig."

6. § 28 hat zu lauten:
„§ 28. Für die Eintragungsgebühr sind zah-

lungspflichtig:
a) derjenige, der den Antrag auf Eintragung

(Hinterlegung, pfandweise Beschreibung,
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Einreihung) stellt, im Falle des § 38 lit. c
GBG. derjenige, gegen den sich die Ein-
tragung richtet;

b) derjenige, dem die Eintragung zum Vor-
teil gereicht;

c) bei Eintragungen im Wege der Zwangs-
vollstreckung auch der Verpflichtete, soweit
die Eintragungsgebühr nicht nach § 75 EO.
dem Gläubiger zur Last fällt."

7. Der erste Satz des Abs. 1 im § 29 hat zu
lauten:

„Der für die Berechnung der Eintragungs-
gebühr maßgebende Wert ist bei der Eintragung
des Eigentumsrechtes mit dem Betrag anzu-

setzen, der der Ermittlung der Grunderwerb-
steuer oder Erbschaftsteuer zugrunde zu legen
wäre; hiebei sind Steuervergünstigungen nicht zu
berücksichtigen."

8. § 32 Z. 7 hat zu lauten:
„7. bei freiwilligen gerichtlichen Feilbietungen

der bisherige Eigentümer und der Ersteher;".

9. § 42 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Wenn die Partei der Pflicht zur Entrich-

tung der Gerichts(Justizverwaltungs)gebühren
durch Gerichtskostenmarken gemäß § 4 Abs. 2
nicht oder nicht vollständig nachkommt, so kann
der Kostenbeamte die Gebühren bis zum Drei-
fachen des Gebührenfehlbetrages erhöhen."

10. Tarifpost 1 lit. a hat zu lauten:

11. Der letzte Satz der Anmerkung 3 zu Tarifpost 2 hat zu lauten:

„Das gleiche gilt für die Schätzung nach § 140
EO. und für die Anmerkung der Beschreibung

des Zubehörs auf dem Protokoll über die frühere
Beschreibung und Schätzung."
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12. Tarifpost 3 lit. a hat zu lauten:

13. Tarifpost 8 hat zu lauten:

14. Tarifpost 9 hat zu lauten:

15. Tarifpost 10 hat zu lauten:
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16. Tarifpost 11 hat zu lauten:

17. Anmerkung 7 zu Tarifpost 11 hat zu lauten:

„Als Eintragung nach Tarifpost 11 lit. b Z. 1 gilt auch die Übertragung einer Forderung oder
eines Pfandrechtes."

18. Tarifpost 12 hat zu lauten:
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19. Als Anmerkung 2 zu Tarifpost 12 wird angefügt:

„2. Begründet eine der in lit. a Z. 3 genann-
ten Gesellschaften im Inland eine Zweignieder-
lassung, so ist nur das der Zweigniederlassung
zur Verfügung stehende Vermögen als Be-

messungsgrundlage der Eintragungsgebühr zu-
grunde zu legen. Hiebei ist es gleichgültig, ob es
sich um eine in- oder ausländische Gesellschaft
handelt."

20. Die bisherigen Anmerkungen 2 bis 8 zu Tarifpost 12 erhalten die Bezeichnung 3 bis 9.

21. Tarifpost 12 a hat zu lauten:
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22. Tarifpost 13 hat zu lauten:

23. Der Tarifpost 14 lit. a wird als Z. 7 angefügt:

„7. Regelung der Rechte der Teilhaber einer gemeinschaftlichen Sache nach §§ 835, 836
ABGB.;"

24. In Tarifpost 14 lit. a wird der Betrag von 30 S durch 50 S ersetzt.

25. In Tarifpost 14 lit. b wird der Betrag von 10 S durch 20 S ersetzt.

26. In Tarifpost 14 lit. c wird der Betrag von 1 v. H. durch 1'5 v. H. ersetzt.

27. In Anmerkung 2 zu Tarifpost 14 wird der Betrag von 30 S durch 50 S ersetzt.

28. Tarifpost 15 hat zu lauten:
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29. Tarifpost 16 hat zu lauten:

30. Tarifpost 17 hat zu lauten:

31. Tarifpost 18 hat zu lauten:
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32. Tarifpost 19 hat zu lauten:

Artikel II.

(1) Dieses Bundesgesetz findet auf alle Schriften
u n d Amtshand lungen Anwendung , bezüglich
deren der Anspruch auf die Gebühr nach dem
Wirksamkei tsbeginn dieses Bundesgesetzes be-
gründet wird.

(2) Mi t der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesminister ium für Justiz im Einver-
nehmen mi t dem Bundesminis ter ium für Finan-
zen betraut.

Körner

Figl Tschadek Kamitz

1 2 5 . Bundesgesetz vom 10. Juni 1952
über Änderungen auf dem Gebiete der
direkten Steuern (Steueränderungsgesetz

1952).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

§ 1. (1) Bei Einkünften aus Land- und Forst-
wirtschaft, aus Gewerbebetrieb oder aus selb-
ständiger Arbeit ist der steuerpflichtige Gewinn
des Wirtschaftsjahres 1951 (1950/1951) auf An-
trag des Steuerpflichtigen zu kürzen

a) um den vierfachen Betrag der gemäß § 7
Einkommensteuergesetz bei abnutzbaren
Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens
(§ 6 Z. 1 Einkommensteuergesetz) zuläs-
sigen Absetzung für gewöhnliche Ab-
nutzung oder

b) nach Wahl des Steuerpflichtigen um einen
Betrag, der als zulässige Absetzung für ge-
wöhnliche Abnutzung von einer Grundlage
zu berechnen ist, die ermittelt wird, indem
die Anschaffungs- oder Herstellungskosten
der am Anfang des Wirtschaftsjahres 1951
(1950/1951) noch vorhandenen Wirt-
schaftsgüter des Anlagevermögens ohne
Rücksicht auf ihren Buchwert mit vier ver-
vielfacht werden. Sofern eine Reichsmark-
eröffnungsbilanz vorliegt, gelten die in
dieser eingestellten Werte nur für die vor
dem 17. März 1938 angeschafften oder her-
gestellten Wirtschaftsgüter als Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten.

(2) Bei der Berechnung des Kürzungsbetrages
gemäß Abs. 1 bleiben Wirtschaftsgüter, die nach
dem 3 1 . Dezember 1945 angeschafft oder herge-
stellt w o r d e n sind, außer Betracht.

(3) Sind in den Kalenderjahren 1948 u n d 1949
abnutzbare Wirtschaftsgüter des Anlagever-
mögens (§ 6 Z . 1 Einkommensteuergesetz) an-
geschafft oder hergestell t worden , so ist bei den
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im Abs. 1 genannten Einkünften der steuer-
pflichtige Gewinn des Wirtschaftsjahres 1951
(1950/1951) über Ant rag des Steuerpflichtigen
u m den halben Betrag der gemäß § 7 Einkom-
mensteuergesetz bei diesen Wirtschaftsgütern
zulässigen Absetzung für gewöhnliche Abnutzung
zu kürzen.

(4) Sind im Kalenderjahr 1950 abnutzbare
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens ( § 6 Z. 1
Einkommensteuergesetz) angeschafft oder herge-
stellt worden, so ist bei den im Abs. 1 genannten
Einkünften der steuerpflichtige Gewinn des
Wirtschaftsjahres 1951 (1950/1951) über Ant rag
des Steuerpflichtigen um ein Viertel des Betrages
der gemäß § 7 Einkommensteuergesetz bei
diesen Wirtschaftsgütern zulässigen Absetzung
für gewöhnliche Abnutzung zu kürzen.

§ 2. (1) Der Gewinn aus Land- und Forst-
wirtschaft oder aus Gewerbebetrieb des "Wirt-
schaftsjahres 1951 (1950/1951) ist, wenn er ge-
mäß § 4 Abs. 1 oder § 5 Einkommensteuergesetz
ermit tel t wird, auf Ant rag u m einen Betrag
außerbücherlich zu kürzen, der wie folgt er-
rechnet wird:

Für jede einzelne am Anfang und am Ende
des Wirtschaftsjahres 1951 (1950/1951) vorhan-
dene Ware ist ein Durchschnittspreis für den A n -
fang und das Ende dieses Wirtschaftsjahres fest-
zustellen. Der Durchschnittspreis ergibt sich da-
durch, daß der Buchwert (§ 6 Einkommensteuer-
gesetz) durch die im Inventar ausgewiesene
Menge der betreffenden Ware geteilt wird. Ist
der für das Ende des Wirtschaftsjahres 1951
(1950/1951) ermittelte Durchschnittspreis höher
als der für den Anfang dieses Wirtschaftsjahres
ermittelte Durchschnittspreis, so ist der U n t e r -
schiedsbetrag zwischen den beiden Preisen mi t
der am Anfang des Wirtschaftsjahres 1951 (1950/
1951) vorhandenen Menge dieser Ware zu ver-
vielfachen. Der so gewonnene Betrag — oder,
wenn sich solche Beträge bei mehreren Waren
ergeben, die Summe dieser Beträge — bildet den
Grundbetrag, von dem bei der Berechnung des
zulässigen Kürzungsbetrages auszugehen ist.

(2) Ist der für das Ende des Wirtschaftsjahres
1951 (1950/1951) ermittel te Durchschnittspreis
niedriger als der für den Anfang dieses Wi r t -
schaftsjahres ermittel te Durchschnittspreis, so
ist der Unterschiedsbetrag zwischen den beiden
Preisen mi t der am Anfang des Wirtschaftsjahres
1951 (1950/1951) vorhandenen Menge dieser
Ware zu vervielfachen. Der so gewonnene Be-
trag — oder, wenn sich solche Beträge bei meh-
reren Waren ergeben, die Summe dieser Beträge
— verminder t den nach Abs. 1 sich ergebenden
Grundbetrag .

(3) Un te r Waren im Sinne der Abs. 1 und 2
sind die Vorrä te an Rohstoffen, Hilfsstoffen,
Betriebsstoffen, Halbfabrikaten u n d Fertigwaren
zu verstehen.

(4) 90 v. H . des nach Abs. 1 und 2 sich er-
gebenden Grundbetrages bilden den zulässigen
Kürzungsbetrag; dieser verminder t sich jedoch,
wenn die Umschlagshäufigkeit die Zahl 3 über-
steigt, für jedes weitere volle Zehntel, um das
die Umschlagshäufigkeit höher ist, um je 2'5 v.
H . Die Umschlagshäufigkeit ist gleich dem
Quot ienten aus dem Wareneinsatz des Wi r t -
schaftsjahres 1951 (1950/1951) und dem Betrag,
mi t dem die im Abs. 3 genannten Vorrä te in der
Schlußbilanz des Wirtschaftsjahres 1950 (1949/
1950) gemäß § 6 Einkommensteuergesetz zu be-
werten waren. Der Wareneinsatz ist gleich dem
Buchwert der zu Beginn des Wirtschaftsjahres
1951 (1950/1951) vorhandenen Vorrä te im Sinne
des Abs. 3 zuzüglich der für die Anschaffung
solcher Vorrä te im Wirtschaftsjahr 1951 (1950/
1951) gemachten Aufwendungen und abzüglich
des Buchwertes der am Schluß des Wirtschafts-
jahres 1951 (1950/1951) vorhandenen Vorrä te
im Sinne des Abs. 3.

(5) Eine Gewinnkürzung gemäß Abs. 1 bis 4
hat zur Voraussetzung, daß die Vorratsmengen,
welche für die Berechnung der Gewinnkürzung
maßgebend sind, im Wege einer körperlichen
Bestandsaufnahme ermittel t worden sind. Der
körperlichen Bestandsaufnahme ist die Bestands-
aufnahme im Wege der permanenten Inventur
gleichzuhalten.

(6) Durch die außerbücherliche Gewinnkürzung
(Abs. 1 bis 4) darf der Gewinn, der sich vor Ab-
zug der erhöhten Absetzungen für Abnutzung
und vor Abzug der Investitionsrücklage ergibt,
nicht un te r den entsprechenden Gewinn des
Wirtschaftsjahres 1949 (1948/1949) sinken; durch
die außerbücherliche Gewinnkürzung darf ferner
weder ein Verlust entstehen noch ein vorhan-
dener Verlust vergrößert werden.

(7) Die gemäß Abs. 1 bis 6 zulässige Gewinn-
kürzung gilt steuerrechtlich als Betriebsausgabe.

(8) Ein vom Steuerpflichtigen gemäß Abs. 1
bis 7 gestellter Ant rag ist vom Finanzamt nur
dann in Behandlung zu nehmen, wenn in diesem
Antrag die zur Ermit t lung des geltend ge-
machten Kürzungsbetrages durchgeführten Be-
rechnungen ziffernmäßig dargestellt werden.
Außerdem muß in dem Antrag eine Erklärung
des Steuerpflichtigen enthalten sein, daß bei der
Berechnung des Kürzungsbetrages alle Waren
berücksichtigt worden sind, bei denen der für
das Ende des Wirtschaftsjahres 1951 (1950/1951)
ermittelte Durchschnittspreis niedriger ist als
der für den Anfang dieses Wirtschaftsjahres er-
mit tel te Durchschnittspreis.

(9) Wi rd ein Steuerpflichtiger einer Steuer-
hinterziehung oder Steuergefährdung, betreffend
die Steuern vom Einkommen, Ertrag, Vermögen
oder Umsatz für das Kalenderjahr 1951, rechts-
kräftig schuldig erkannt , so ist ihm die Be-
günstigung nach diesem Paragraphen zu ver-
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sagen; eine bereits zuerkannte Begünstigung ist
mit rückwirkender Kraft abzuerkennen.

§ 3. Anträge gemäß § 1 und § 2 sind inner-
halb eines Monates nach Kundmachung dieses
Bundesgesetzes zu stellen; diese Frist kann über
begründetes Ansuchen verlängert werden.
Werden Steuererklärungen für das Kalenderjahr
1951 nach Ablauf dieser Frist eingebracht, so
können Anträge gemäß § 1 u n d § 2 spätestens
gleichzeitig mit der Einbringung der Steuer-
erklärung gestellt werden. W e n n von der Steuer-
erklärung im Veranlagungsverfahren, Rechts-
mittelverfahren oder im Zuge einer Betriebs-
prüfung hinsichtlich des erklärten Gewinnes ab-
gewichen wird, so kann der Steuerpflichtige
einen Antrag gemäß § 1 und § 2 neu einbringen
oder einen schon eingebrachten Ant rag berich-
tigen. Ein Antrag gemäß § 1 u n d § 2 gilt auch
dann als rechtzeitig gestellt, wenn er gleichzeitig
mi t einem Antrag auf Bilanzänderung gemäß § 4
Abs. 2 Einkommensteuergesetz gestellt und dem
Antrag auf Bilanzänderung stattgegeben wird.
Die Rechtskraft ergangener Steuer(Feststellungs)-
bescheide steht der Anwendung der Bestim-
mungen der §§ 1 und 2 nicht entgegen, wenn
die Anträge fristgerecht im Sinne dieses Absatzes
gestellt werden.

Artikel II.

§ 4. (1) Die Einkommensteuer , der Besatzungs-
kostenbeitrag vom Einkommen u n d der W o h n -
haus-Wiederaufbaubeitrag vom Einkommen wer-
den von natürlichen Personen nicht erhoben,
deren Einkommen den Betrag von 7200 S nicht
übersteigt.

(2) Übersteigt das Einkommen natürlicher Per-
sonen den Betrag von 7200 S, so werden Einkom-
mensteuer, Besatzungskostenbeitrag vom Ein-
kommen und Wohnhaus-Wiederaufbaubeitrag
vom Einkommen nu r insoweit erhoben, als
deren Summe nicht höher ist als der den Betrag
von 7200 S übersteigende Teil des Einkommens.

(3) Un te r E inkommen im Sinne der Abs. 1
und 2 ist das gemäß § 32 Abs. 5 Einkommen-

steuergesetz ab(auf)gerundete E inkommen zu
verstehen.

(4) V o n dem gemäß Abs. 2 zu erhebenden Be-
trag entfallen fünf Sechstel auf die E inkommen-
steuer u n d je ein Zwölftel auf den Besatzungs-
kostenbeitrag vom Einkommen und den W o h n -
haus-Wiederaufbaubeitrag vom Einkommen.

§ 5. Die Bestimmungen des § 4 treten, wenn
die Einkommensteuer veranlagt wird, mi t 1. Juli
1952, wenn die Einkommensteuer im Abzugs-
wege eingehoben (Lohnsteuer) oder durch Jahres-
ausgleich festgestellt wird, für die nach dem
30. Juni 1952 endenden Lohnzahlungszeiträume
in Kraft.

Art ikel III.

§ 6. Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist das Bundesministerium für Finanzen
betraut.

Körner
Figl Kamitz

126 . Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 4. Juni 1952,
womit die Spezialitätenordnung, BGBl.

Nr. 99/1947, neuerlich abgeändert wird.

Auf Grund des § 1 des Gesetzes, betreffend
die Organisation des öffentlichen Sanitätsdienstes,
RGBl. Nr. 68/1870, und des § 7 des Gesetzes,
betreffend die Regelung des Apothekenwesens,
RGBl. Nr. 5/1907, wird verordnet:

Die Verordnung vom 27. März 1947, betref-
fend pharmazeutische Spezialitäten (Spezialitäten-
ordnung), BGBl. Nr. 99, in der Fassung der
Verordnung vom 19. Mai 1948, BGBl. Nr. 112,
wird abgeändert wie folgt:

1. Im § 6 hat es statt „S 50'—" nunmehr
„S 300'—" zu heißen.

2. Im § 11 Abs. 3 hat es statt „S 10'—"
„S 150' —" zu heißen.

Maisel


